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Seit der Föderalismusreform I im Jahre 2006 steht den Ländern die Gesetzgebungsbe-
fugnis für das Recht der Gaststätten zu (Ausklammerung aus Art. 74 I Nr. 11 GG,
Art. 70 I GG). Während der Bund aufgrund seines Kompetenztitels für das „Recht der
Wirtschaft“ allgemeine Regelungen für Gewerbetreibende erlassen darf, obliegt es den
Ländern aufgrund des ausgrenzenden Klammerzusatzes (ohne das Recht […] der
Gaststätten) Regelungen zur Abwehr spezifischer Gaststättengefahren zu treffen.1 Seit
Inkrafttreten des Saarländischen Gaststättengesetzes (SGastG) am 17.6.20112 ergibt
sich der Ordnungsrahmen für das Gaststättengewerbe nicht mehr aus dem GastG des
Bundes, sondern aus Landesrecht. Gem. § 2 I SGastG sind die Gemeinden mit dem
Vollzug dieses Gesetzes betraut. Örtlich zuständig ist dabei diejenige Behörde, in de-
ren Bezirk die Betriebsstätte liegt (§ 2 II 1 SGastG).

Von zentraler Bedeutung ist der in § 1 SGastG geregelte Begriff des Gaststättengewer-
bes. Nach § 1 I SGastG ist jede natürliche oder juristische Person oder auch jeder
nicht rechtsfähige Verein Gaststättenbetreiber („wer“),3 die/der im stehenden Gewer-
be entweder Getränke oder zubereitete Speisen zum Verzehr an Ort und Stelle verab-
reicht. Nach weitgehend übereinstimmender Rechtsprechung und Literatur stellt ein
Gewerbe jede erlaubte und auf Dauer angelegte Tätigkeit dar, die selbstständig und
mit Gewinnerzielungsabsicht betrieben wird und keine Urproduktion, kein freier Be-
ruf sowie keine bloße Verwaltung eigenen Vermögens ist.4 Stehend ist ein Gewerbe,
wenn es mittels einer festen Einrichtung aus dieser tatsächlich ausgeübt wird (s. § 4 III
GewO). Weiterhin muss zumindest einer der in § 1 I SGastG genannten Bewirtungsty-
pen vorliegen. Bei einer Schankwirtschaft werden Getränke zum Verzehr an Ort und
Stelle (Nr. 1) und bei einer Speisewirtschaft werden zubereitete Speisen zum Verzehr
an Ort und Stelle (Nr. 2) verabreicht. Der Begriff an Ort und Stelle umschreibt den im
Einfluss des Gewerbetreibenden liegenden Bereich. Damit ist der umbaute Raum oder
bei Imbisswägen und ähnlichen Einrichtungen der Bereich gemeint, in dem Gäste Ge-

1 Näher dazu Klement, in: Schmidt/Wollenschläger (Hrsg.), Kompendium Öffentliches Wirtschaftsrecht, § 11
Rn. 8 sowie in Rn. 9 zur umstrittenen Frage, ob der Bund oder die Länder für Reisegaststätten regelungsbefugt
sind.

2 Amtsbl. 2011 I S. 206 ff.
3 LT-Drucks. 14/317, S. 15; dies ergibt sich mittelbar aus § 4 V SGastG.
4 Grundlegend BVerwG, NJW 1977, 772; NVwZ 1997, 278, 279; NVwZ 2003, 603 f.; Klement, in: Schmidt/

Wollenschläger (Hrsg.), Kompendium Öffentliches Wirtschaftsrecht, § 11 Rn. 14; Ziekow, Öffentliches Wirt-
schaftsrecht, § 10 Rn. 4; Ruthig/Storr, Öffentliches Wirtschaftsrecht, Rn. 214; Guckelberger, Jura 2007, 598,
599.
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tränke oder Speisen unmittelbar bzw. sofort nach dem Erwerb konsumieren.5 Nach
den Gesetzesmaterialien muss eine räumliche und zeitliche Beziehung zwischen der
Verabreichung und dem Verzehr bestehen. Diese kann auch im Falle von Bier- oder
Wirtschaftsgärten vorliegen.6 Schließlich muss der Betrieb jedermann oder bestimmten
Personen zugänglich sein. Daran fehlt es bei rein privaten Geselligkeiten. Hauspartys,
Hochzeitsfeiern oder sonstige geschlossene Gesellschaften unterliegen mangels gast-
stättenspezifischer Gefahren nicht dem SGastG.7 Weil es für die Annahme einer Gast-
stätte ausreicht, wenn „bestimmte Personenkreise“ zu dieser Zugang haben, unterfal-
len auch Vereins- und Clubgaststätten dem Gaststättenbegriff aus § 1 SGastG, selbst
wenn sie nur ihren Mitgliedern offen stehen.8 Die Annahme einer nicht dem SGastG
unterfallenden geschlossenen Gesellschaft setzt eine Zusammenkunft voraus, zu der
aus einem bestimmten Anlass individuell, d.h. personenbezogen, eingeladen wurde.9

Der Begriff des Gaststättengewerbes in § 1 I SGastG geht über den umgangssprachli-
chen Gaststättenbegriff hinaus. So können bei Vorliegen der Tatbestandsvoraussetzun-
gen neben Tanzlokalen (Diskotheken, Clubs) auch Kinos sowie Tankstellen und Bä-
ckereien die Kriterien einer Gaststätte erfüllen. Auf den Betrieb einer Gaststätte im
Reisegewerbe finden gem. § 1 III SGastG die §§ 55 ff. GewO „in ihrer jeweils gelten-
den Fassung“ Anwendung.

Um eine Umgehung der gaststättenrechtlichen Vorschriften zu verhindern,10 finden
nach § 14 S. 1 SGastG auf Vereine und Gesellschaften, die nicht gewerbsmäßig han-
deln und daher keine Gaststätte betreiben, die Regelungen des SGastG über den Aus-
schank alkoholischer Getränke Anwendung. Gem. § 13 SGastG werden Kantinen, be-
stimmte Betreuungseinrichtungen, Luftfahrzeuge, Personenwagen von Eisenbahn- und
anderen Schienenbahnunternehmen sowie Schiffe und Reisebusse vom SGastG ausge-
nommen. § 1 II SGastG regelt das Verhältnis zwischen Gaststätten- und allgemeinem
Gewerberecht. Soweit im SGastG keine besonderen Bestimmungen getroffen werden,
findet die GewO des Bundes ergänzende Anwendung. Dieser Rekurs auf das allgemei-
ne Wirtschaftsverwaltungsrecht ist verfassungsrechtlich nicht ganz unproblematisch,
da sich der Landesgesetzgeber für eine dynamische Verweisung („in ihrer jeweils gel-
tenden Fassung“) entschieden hat. Verweist der Landesgesetzgeber dynamisch auf
Bundesrecht, kann es zu einer versteckten Verlagerung der Gesetzgebungsbefugnisse
kommen. Ändert nämlich der Bund den Inhalt seiner Normen, ändert sich dadurch
zugleich das Landesrecht. Daher kann eine solche Gesetzgebungstechnik aus bundes-
staatlichen, rechtlichen und demokratischen Gesichtspunkten bedenklich sein.11 Wäh-
rend die dynamische Verweisung in § 3 I 1 SGastG nach ihrem Anwendungsbereich

5 LT-Drucks. 14/317, S. 15.
6 LT-Drucks. 14/317, S. 15.
7 So zum neuen Hessischen GastG HessLT-Drucks. 18/4089, S. 17; näher zur diesbezüglichen Abgrenzung Zie-

kow, Öffentliches Wirtschaftsrecht, § 12 Rn. 10.
8 OVG d. Saarl., NVwZ-RR 2015, 217, 218; HessLT-Drucks. 18/4098, S. 17; Ziekow, Öffentliches Wirt-

schaftsrecht, § 12 Rn. 10.
9 OVG d. Saarl., NVwZ-RR 2015, 217, 218.

10 S. auch HessLT-Drucks. 18/4098, S. 17.
11 S. nur BVerfG, HFR 2010, 860, 861; s. auch BVerwG, NVwZ 2010, 326, 327; näher zur dynamischen Ver-

weisung auch Guckelberger, ZG 2004, 62, 74 ff.
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klar umschrieben ist und inhaltlich im Wesentlichen feststeht,12 tritt bei der Verwei-
sung in § 1 II SGastG erschwerend ihre größere Reichweite hinzu.

Aus Gründen der Deregulierung hat der Landesgesetzgeber das Gaststättengewerbe
als anzeigepflichtiges, überwachungsbedürftiges Gewerbe ausgestaltet.13 Gem. § 3 I
SGastG muss derjenige, der eine Gaststätte betreiben will, die Inbetriebnahme spätes-
tens vier Wochen vorher der zuständigen Behörde durch eine Anzeige – eine einseitige
empfangsbedürftige Willenserklärung öffentlich-rechtlicher Natur14 – mitteilen. Da-
durch soll der Behörde ausreichend Zeit zur Prüfung des Vorhabens, insbes. der Zu-
verlässigkeit des Gewerbetreibenden bleiben (Anzeigepflicht mit Verbotsvorbehalt).15

Bei seiner Anzeige hat der künftige Gaststättenbetreiber ergänzende Angaben zu Art
und Umfang der angebotenen Speisen und Getränke zu machen. Insoweit wird auf
§ 14 I GewO in seiner jeweils geltenden Fassung verwiesen. Die Anzeigepflicht gilt
auch für die Inbetriebnahme einer (unselbständigen) Zweigniederlassung sowie für die
Verlegung der Betriebsstätte (§ 3 II SGastG). Aus Überwachungsgründen ist der Be-
hörde die nachträgliche Ausdehnung des Angebots auf alkoholische Getränke anzu-
zeigen (§ 3 III SGastG). § 3 IV SGastG regelt die Anzeige des „nur vorübergehenden“
Betriebs eines Gaststättengewerbes. Gem. § 3 VI SGastG kann die Behörde im „be-
gründeten Einzelfall“, etwa bei der kurzfristigen Vergabe eines Reststandplatzes oder
als Ersatz für einen Absagenden,16 von der Einhaltung der Frist nach den Absätzen 1
und 4 absehen. Unter den in § 16 I Nr. 1–3 SGastG genannten Voraussetzungen stel-
len Verstöße gegen die Anzeigepflicht Ordnungswidrigkeiten dar.

Ein wesentliches Ziel des SGastG ist die Bekämpfung der mit dem Alkoholausschank
verbundenen Gefahren.17 Deshalb hat die zuständige Behörde bei Gewerbetreibenden,
die alkoholische Getränke an Ort und Stelle anzubieten beabsichtigen, nach Erstat-
tung der Gewerbeanzeige unverzüglich deren Zuverlässigkeit zu prüfen. Zu diesem
Zweck hat der Gewerbetreibende zeitgleich mit der Anzeige die in § 4 I 2 SGastG ab-
schließend bezeichneten Dokumente vorzulegen (Führungszeugnis, Auskunft aus Ge-
werbezentralregister, steuerliche Unbedenklichkeitsbescheinigung). Von deren Vorlage
kann die Behörde gem. § 4 I 3 SGastG im Einzelfall absehen, z.B. wenn der Gewerbe-
treibende der Behörde hinreichend bekannt und erfahrungsgemäß zuverlässig ist.18

Aufgrund der Verweisung in § 4 I 4 SGastG auf § 35 GewO in seiner jeweils geltenden
Fassung wird es der Behörde ermöglicht, unzuverlässigen Gewerbetreibenden den Al-
koholausschank oder nach Auswertung der Unterlagen das Gaststättengewerbe be-
reits vor dessen Beginn zu untersagen. Genügt der Gewerbetreibende der Anzeige-
pflicht nach § 4 I 2 SGastG nicht oder liegen die Unterlagen nach § 4 I 2 Nrn. 1, 2
SGastG nicht rechtzeitig vor Beginn des Ausschanks vor, kann die zuständige Behörde
den Alkoholausschank aufgrund § 4 II 1 SGastG als vorläufige Maßnahme untersa-

12 Zur Zulässigkeit dynamischer Verweisungen der Länder auf das VwVfG des Bundes BVerwG, NVwZ 2005,
699, 700.

13 LT-Drucks. 14/317, S. 1.
14 Guckelberger, Jura 2007, 598, 602.
15 LT-Drucks. 14/453, S. 3.
16 LT-Drucks. 14/317, S. 18.
17 LT-Drucks. 14/317, S. 18.
18 LT-Drucks. 14/317, S. 19.
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gen. Eine solche Untersagung kann auch erfolgen, wenn sich aus vorliegenden Unter-
lagen oder aus anderen Umständen Zweifel an der Zuverlässigkeit ergeben, die einer
weiteren Prüfung bedürfen (§ 4 II 2 SGastG). Widerspruch und Anfechtungsklage ge-
gen derartige Untersagungen haben keine aufschiebende Wirkung (§ 4 II 3 SGastG).
Um Letztere zu erreichen, muss ein Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wir-
kung nach § 80 V 1 Alt. 1 VwGO gestellt werden.

Nach § 4 IV 1 SGastG ist der Betrieb der Gaststätte zwingend zu untersagen, wenn
Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass der Betreiber die für den Gewerbebetrieb
erforderliche Zuverlässigkeit nicht besitzt. Zur Interpretation dieses unbestimmten,
einer vollen gerichtlichen Überprüfbarkeit zugänglichen Rechtsbegriffs kann grund-
sätzlich auf die gefestigten Erkenntnisse im Gewerberecht zurückgegriffen werden,19

zumal in § 4 IV 2 SGastG explizit § 35 I GewO erwähnt wird. Dementsprechend ist
die Unzuverlässigkeit zu bejahen, wenn eine Person nach dem Gesamtbild ihres Ver-
haltens nicht die erforderliche Gewähr für einen künftigen ordnungsgemäßen Betrieb
des Gaststättengewerbes bietet.20 Auf der Basis von Tatsachen ist eine Prognose über
das zu erwartende Verhalten des Gastwirts anzustellen.21 Eine negative Beurteilung ist
angezeigt, wenn Gefährdungen des Einzelnen oder der Allgemeinheit wahrscheinlich
sind.22 Leichte Zweifel genügen nicht, andererseits ist keine Gewissheit notwendig.23

Wegen der Konsequenzen der Untersagung für die Berufsfreiheit des Gastgewerbetrei-
benden (Art. 12 I GG, Art. 44 SVerf) müssen die ihm zur Last gelegten Umstände aus-
reichend gewichtig sein.24 Da die Untersagung aus ordnungsrechtlichen Gründen er-
folgt, kommt es nicht auf das Verschulden des Gewerbetreibenden an.25 Aus Gründen
der Gesetzestransparenz und zur Verdeutlichung des Maßstabs für die Zuverlässig-
keitsprüfung26 werden in § 4 IV 2 SGastG Regelbeispiele („insbesondere“) für unzu-
verlässige Personen aufgezählt, etwa wenn sie dem Trunke ergeben sind oder dem Al-
koholmissbrauch bzw. verbotenen Glücksspiel Vorschub leisten werden. Die Unzuver-
lässigkeit kann sich auch daraus ergeben, dass „insbesondere“ Vorschriften des Nicht-
raucherschutzes nicht eingehalten werden (zum Nichtraucherschutz  Rn. 12). Einem
Gewerbetreibenden fehlt die erforderliche Zuverlässigkeit, wenn er einem unzuverläs-
sigen Dritten als Strohmann dient oder ihm einen bestimmenden Einfluss auf seine
Gaststätte einräumt.27 Obwohl es sich bei der Untersagung infolge Unzuverlässigkeit
um eine gebundene Entscheidung handelt, ist aus Gründen der Verhältnismäßigkeit zu
prüfen, ob nicht eine andere, den Adressaten weniger belastende Maßnahme zur Ge-

19 S. auch HessLT-Drucks. 18/4098, S. 20; Guckelberger, Jura 2007, 508, 602; dazu Ziekow, Öffentliches
Wirtschaftsrecht, § 10 Rn. 45 ff.

20 OVG d. Saarl., NVwZ-RR 2015, 217, 218; HessLT-Drucks. 18/4098, S. 20; s. auch Ziekow, Öffentliches
Wirtschaftsrecht, § 10 Rn. 42.

21 S. auch HessLT-Drucks. 18/4098, S. 20.
22 OVG d. Saarl., NVwZ-RR 2015, 217, 218; s. auch HessLT-Drucks. 18/4098, S. 20; Guckelberger/Heimpel,

LKRZ 2013, 1, 4.
23 S. auch HessLT-Drucks. 18/4098, S. 20; Guckelberger/Heimpel, LKRZ 2013, 1, 4.
24 OVG d. Saarl., NVwZ-RR 2015, 217, 218; s. auch HessLT-Drucks. 18/4098, S. 20.
25 S. auch HessLT-Drucks. 18/4098, S. 20; BVerwGE 65, 1, 4; Guckelberger, Jura 2007, 598, 603.
26 S. auch HessLT-Drucks. 18/4098, S. 20.
27 HessVGH, GewArch 2013, 39, 40.
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fahrenabwehr ausreicht (z.B. Untersagung der Beschäftigung einer bestimmten Person
gem. § 8 SGastG, Anordnungen nach § 9 SGastG).

§ 4 V SGastG ermöglicht es der Behörde, bei juristischen Personen oder nichtrechtsfä-
higen Vereinen auch bei einer personellen Änderung die Zuverlässigkeit der anderen
Person zu prüfen. Gem. § 4 VI SGastG bescheinigt die Behörde auf Antrag dem Ge-
werbetreibenden das Ergebnis der Zuverlässigkeitsprüfung, die sodann bei weiteren
Prüfungen als Nachweis der Zuverlässigkeit angesehen wird, sofern die Bescheinigung
nicht älter als drei Jahre ist.28 Auch beim vorübergehenden Betrieb einer Gaststätte
mit Alkoholausschank ist, sofern nicht eine der in § 5 II SGastG aufgezählten Ausnah-
men einschlägig ist, grundsätzlich eine Zuverlässigkeitsüberprüfung durch die Behör-
de vorzunehmen. § 5 I SGastG erlaubt es ihr aber, nach ihrem pflichtgemäßen Ermes-
sen in Einzelfällen davon abzusehen. Als Beispiele dafür werden in der Gesetzesbe-
gründung Rockfestivals, Vereins- oder Scheunenfeste genannt.29 Wegen der besonde-
ren Überwachungsbedürftigkeit des Gaststättengewerbes regelt § 7 SGastG Auskunft
und Nachschau.30

Nach § 8 SGastG „kann“ (= Ermessen i.S.v. § 40 SVwVfG) dem Gewerbetreibenden
die Beschäftigung einer Person untersagt werden, wenn Tatsachen für die Annahme
vorliegen, dass diese Person die für ihre Tätigkeit erforderliche Zuverlässigkeit nicht
besitzt. Ausweislich der Gesetzesmaterialien kann sich die Durchführung eines Unter-
sagungsverfahrens gegen den Gewerbetreibenden als unverhältnismäßig darstellen,
„wenn die Missstände eindeutig auf das Verhalten beschäftigter Personen zurückzu-
führen sind“.31

Gem. § 9 S. 1 SGastG kann die Behörde gegenüber dem Gewerbetreibenden jederzeit
Anordnungen zum Schutz der Gäste sowie gegen erhebliche Nachteile, Gefahren oder
Belästigungen für Bewohner des Betriebsgrundstücks, der Nachbargrundstücke sowie
der Allgemeinheit treffen.

Das SGastG enthält zahlreiche Bestimmungen, um den mit dem Alkoholausschank
verbundenen Gefahren entgegenzuwirken. Hervorzuheben sind § 6 SGastG zum Aus-
schank alkoholfreier Getränke und die in § 10 Nrn. 1–5 SGastG vorgesehenen allge-
meinen Verbote. Nach § 10 Nr. 5 SGastG darf der Gastwirt alkoholische Getränke
nicht in einer Weise anbieten und vermarkten, die dem Alkoholmissbrauch oder über-
mäßigen Alkoholkonsum Vorschub leistet. Dies ist in der Regel anzunehmen, wenn al-
koholische Getränke zu einem einmal zu entrichtenden Preis (Festpreis) oder erheblich
unter dem marktüblichen Preis verabreicht werden. Mit dieser Regelung will der Lan-
desgesetzgeber der Ermunterung vor allem junger Erwachsener zum Alkoholmiss-
brauch im Zuge etwaiger „Koma-, Ballermann-, Wettsaufen-, Flatrate- oder All-Inclu-
sive-Partys“ entgegenwirken.32 Die Formulierung „in der Regel“ schafft ausreichend
Raum, damit herkömmliche All-Inclusive-Pauschalangebote des Hotelgewerbes zu

28 Zur Rechtsnatur der Bescheinigung Guckelberger/Heimpel, LKRZ 2013, 1, 4.
29 LT-Drucks. 14/317, S. 20.
30 Dazu Guckelberger/Heimpel, LKRZ 2013, 1, 5.
31 LT-Drucks. 14/317, S. 22.
32 LT-Drucks. 14/453, S. 3; s. auch HessLT-Drucks. 18/4098, S. 27 sowie Guckelberger, LKV 2008, 385 ff.

Gaststättenrecht

Guckelberger 5

7

8

9

10



Übernachtungs- und Verpflegungsleistungen ohne derartiges Gefahrenpotenzial dem
Verbot nicht unterfallen.33

In § 11 SGastG wird die Sperrzeit geregelt. § 11 V SGastG erlaubt es den Gemeinden,
die Sperrzeit insbesondere zum Schutz betroffener Anwohner abweichend zu regeln.
Während bei dem Merkmal des „öffentlichen Bedürfnisses“ der öffentliche Bedarf an
Diensten der Gaststätten im Vordergrund steht, ist bei den „besondere[n] örtliche[n]
Verhältnisse[n]“ auf die besondere Störempfindlichkeit bzw. -unempfindlichkeit der
Umgebung abzustellen.34 Gem. § 12 I SGastG dürfen Gastwirte oder Dritte auch au-
ßerhalb der zulässigen Ladenöffnungszeiten an Dritte Zubehörwaren abgeben. Nach
den Gesetzesmaterialien dienen Zubehörwaren und Zubehörleistungen zur Befriedi-
gung von Bedürfnissen der Empfänger von Hauptleistungen nach den beim Publikum
herrschenden Gewohnheiten und der Verkehrsanschauung. Sie erweisen sich als Er-
gänzung der Hauptleistung, wie dies etwa bei Ansichtspostkarten, Streichhölzern, Zi-
garetten, Süßwaren oder Zeitungen der Fall sein kann.35

Nach dem Gesetz zum Schutz vor den Gefahren des Passivrauchens36 (NRSG) gilt in
der saarländischen Gastronomie ein absolutes bzw. striktes Rauchverbot (§ 2 I Nr. 7
NRSG).37 Gemäß § 5 I, II NRSG sind die Betreiber für die Einhaltung des Verbots ver-
antwortlich. Bei Bekanntwerden von Verstößen müssen sie die notwendigen Gegen-
maßnahmen ergreifen. Angesichts des zwischenzeitlichen Inkrafttretens des SGastG
sollte die Regelung in § 6 II 2 NRSG, wonach ab einer dreimaligen Begehung von
Ordnungswidrigkeiten vermutet wird, dass der Gaststättenbetreiber die nach § 4 I 1
Nr. 1 i.V.m. § 15 I, II BGastG erforderliche Zuverlässigkeit nicht besitzt, an die aktuel-
le Rechtslage angepasst werden. Für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswid-
rigkeiten nach § 6 NRSG sind die Ortspolizeibehörden38 zuständig (§ 6 III NRSG).

33 S. auch HessLT-Drucks. 18/4098, S. 27.
34 VGH Bad.-Württ., Urt. v. 11.9.2012 – 6 S 947/12, Rn. 22 juris.
35 LT-Drucks. 14/317, S. 24.
36 Amtsbl. I 2008 S. 75, zuletzt geändert durch Amtsbl. I 2010, S. 1236.
37 Dazu SVerfGH, LKRZ 2011, 275 f.; Guckelberger, GewArch 2011, 329 ff.
38 Dazu unter  § 4 Rn. 10 f.
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